
 

Der Kreisparteitag der CDU Köln hat beschlossen: 

Bestehenden Parkraum schützen, Mobilität und Erreichbarkeit für alle sichern 

Die CDU Köln spricht sich für den Erhalt bestehender Parkplätze und den Ausbau öffentlicher Parkplätze 

in Köln aus. Der Umbau des öffentlichen Raums darf nicht einseitig zulasten von Anwohnern, Familien, 

Berufspendlern, Gewerbetreibenden, Handwerkern, Kunden und Besuchern sowie 

mobilitätseingeschränkten Menschen erfolgen. 

Die CDU Köln fordert die CDU-Fraktion im Rat der Stadt Köln auf, sich im Rahmen ihrer politischen und 

parlamentarischen Arbeit für folgende Maßnahmen einzusetzen: 

1. Kein pauschaler Parkplatzabbau: Bestehende öffentliche Parkplätze dürfen nur nach einer konkreten 

Bedarfsprüfung,nachvollziehbaren und rechtssicheren Abwägung reduziert werden. 

2. Alternativen vor dem Abbau schaffen: Vor dem Wegfall bestehender Parkplätze sind Parkhäuser, 

Quartiersgaragen und private Stellflächen besser zu nutzen; insbesondere soll das nächtliche 

Anwohnerparken auf Supermarktparkplätzen ermöglicht und notwendige Gutachten erforderlichenfalls 

aus Stellplatzablösemitteln unterstützt werden. 

3. Erreichbarkeit der Veedel sichern: Die Interessen von Anwohnern, Familien, mobilitätseingeschränkten 

Menschen, Berufspendlern, Handwerkern, Gewerbetreibenden sowie des Kunden-, Liefer- und 

Besucherverkehrs müssen bei der Parkraumplanung berücksichtigt werden. 

4. Gebühren transparent verwenden: Die Stadt Köln soll die Einnahmen aus Bewohnerparken, 

Parkgebühren, städtischen Parkhäusern und Stellplatzablösemitteln transparent darstellen und verstärkt 

für konkrete Parkraumlösungen oder andere Investitionen im Straßenbau einsetzen. 

5. Maßnahmen evaluieren: Größere Eingriffe in den bestehenden Parkraum sind spätestens nach zwölf 

Monaten zu überprüfen und bei Fehlentwicklungen anzupassen oder rückgängig zu machen. 

6. Betroffene frühzeitig beteiligen: Anwohner und Gewerbetreibende sind bei größeren Veränderungen 

frühzeitig einzubeziehen; besondere Park- und Haltebedarfe, insbesondere von Menschen mit 

Behinderung, Pflegediensten, Handwerkern und Lieferverkehren, sind zu schützen. 


